
sen Industrialisierung unserer Land-

wir tschaft muss beendet werden.

Fšrdergelder sollen nur noch die

Betr iebe bekommen, die gesell-

schaftliche Leistungen erbringen, die

sich nicht auf die Erzeugerpreise

umlegen lassen. Die Einhaltung

einer mindestens dreigl iedr igen

Fruchtfolge, die Ausweisung školo-

gischer VorrangflŠchen wie Feldrai-

ne, Feldgehšlze und Uferrandstrei -

fen auf 10 Prozent der Betr iebs-

flŠche, eine flŠchengebundene Tier-

haltung sowie der Verzicht auf den

Einsatz gentechnisch verŠnderter

Organismen sind beispielsweise

r icht ige AnsŠtze, um EU-Agrar-

zahlungen an Landwirte zu begrŸn-

den. 

Gleichzeitig gilt aber auch: Wenn

wir als Gesellschaft diese šffentli-

chen GŸter wŸnschen, mŸssen wir

auch die Kosten fŸr ihre Erbringung

tragen. DafŸr brauchen wir auch in

Zukunft  eine finanziel l  starke

Agrarpol i t ik auf europŠischer

Ebene.

Gerechtigkeitskrise Ð mit dem ško-

logischen und sozialen Umbau unse-

res Wirtschaftssystems zu begegnen.

Mit der Reform der Gemeinsamen

Agrarpolitik 2013 wollen wir BŠuer-

innen und Bauern zu Teilhabern die-

ses Green New Deal machen.

Die Landwir tschaft kann und

muss bei den zentralen Herausfor-

derungen vom Verursacher von Pro-

blemen zum Teil der Lšsung werden.

Die Politik muss dafŸr Sorge tragen,

dass kl ima- und beschŠft igungs-

freundliche Produktionsweisen ge-

fšrdert, nachwachsende Rohstoffe

nicht in Konkurrenz zu Lebensmit-

teln erzeugt werden und die Land-

wirtschaft wieder zum TrŠger biolo-

gischer Vielfalt wird, anstatt sie zu

bedrohen. 

Vor diesem Hintergrund lehnen

wir die Position der schwarz-gelben

Bundesregierung, die die aktuelle

europŠische Agrarpoli t ik mit al l

ihren Fehlentwicklungen unbedingt

erhalten will, kategorisch ab. Die

Subventionierung der rŸcksichtslo-

Tierfabriken zur HŸhnchen- und

Schweinemast schie§en wie Pilze aus

dem Boden. Ein Drittel unserer hei-

mischen Tier- und Pflanzenarten ist

vom Aussterben bedroht. Immer

mehr bŠuerliche Betriebe stehen vor

dem Aus. Es lŠuft etwas verkehrt in

der Landwirtschaft. 

Wenn Ÿber die Ausgestaltung der

EuropŠischen Agrarpoli t ik nach

2013 entschieden wird, ist deshalb

die zentrale Frage: Wollen wir lŠnd-

liche RŠume, in denen eine indu -

strialisierte Landwirtschaft Rohstof-

fe zu Billigstpreisen fŸr den Welt-

markt auf Kosten von Klima, Um-

welt und sozialer Gerechtigkeit er-

zeugt? Oder wollen wir eine nachhal-

tige Landwirtschaft, die im Einklang

mit Mensch und Natur zur Lšsung

der Probleme unserer Zeit beitrŠgt? 

Mit dem Green New Deal haben

wir GrŸnen ein umfassendes Ma§-

nahmenpaket vorgelegt, um den

gro§en Krisen unserer Zeit Ð der

Wirtschaftskr ise, der Klima- und

Ressourcenkrise und der weltweiten

LandwirtschaftKOLUMNE

NachrichtenCornelia Behm

wenn ich morgens das Radio

anschalte, tue ich das seit einigen

Wochen mit einer gewissen

Anspannung. Welche Hiobs-

botschaften werden den Tag einlei-

ten und seinen Verlauf prŠgen? Es

war ein bisschen viel in letzter

Zeit. Verharrte die schwarz-gelbe

Koalition vor der NRW-Wahl im

BemŸhen, nur keinen Fehler zu

machen, und legte damit den

Politikbetrieb nahezu lahm, so

begann nach dieser Wahl ein

Erosionsprozess ohne gleichen.

Der massive Stimmenverlust von

Ÿber zehn Prozentpunkten fŸr die

CDU war ein Schock fŸr diese

Partei, leider kein heilsamer. 

Auf Bundesebene bekam die 

Politik der Verantwortungslosig -

keit und sozialen KŠlte, getrieben

durch die Euro-Krise und die

unabweisbaren SparzwŠnge, eine

Eigendynamik, die an einen

Strudel erinnert. Ab und zu reckt

sich einer aus diesem Strudel

empor und ruft ãRumpelstilzchenÒ

oder ãGurkentruppeÒ in die

Gegend. Weg und Ziel dieser

Regierungspolitik sind im Wirbel

der Ereignisse nicht mehr zu

erkennen. Nur oben und unten

kšnnen Union und FDP noch gut

auseinanderhalten: Denen oben

gibt man, bei denen unten sam-

melt man ein. Und in diesem

Tohuwabohu flŸchtet auch noch

der BundesprŠsident aus âseinemÔ

Amt. Nun also auch noch eine

BundesprŠsidentenwahl.  Der rot-

grŸne Kandidat Gauck hŠtte einer

fŸr alle werden kšnnen, doch Frau

Merkel hatte lieber einen treuen

Gefolgsmann. Vielleicht schalten

Sie, liebe Leserin und lieber Leser,

morgens statt der Nachrichten

lŠngst einen Musiksender ein.

Manchmal ist mir auch danach.

Aber es ist keine Lšsung. 

Ihre

Liebe Leserin,
Lieber Leser

Nachrichten
EuropŠische Agrarwende einleiten
2013 werden die Weichen in der EU-Agrarpolitik neu gestellt. BŸndnis 90/Die GrŸnen fordern eine Trendwende.
Die nachhaltige und bŠuerliche Landbewirtschaftung muss wieder in den Mittelpunkt gerŸckt werden. 
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Gesundheit

Gerade in dŸnn besiedelten lŠndli-

chen Regionen, wie in gro§en Teilen

Brandenburgs, kennt man den €rzte-

mangel bereits seit langer Zeit. Viele

Menschen sind darauf angewiesen

und eingestellt weite Distanzen zu fah-

ren, um einen Facharzt zu konsultie-

ren. Doch fŸr alte Menschen und chro-

nisch Kranke stellt dies hŠufig ein

gro§es Problem dar. H ier kšnnte

AGnES Abhilfe verschaffen. Sie kšnn-

te sich besonders um Schmerzpatien-

ten und jene Menschen kŸmmern, die

regelmŠ§ige, kleinere Untersuchun-

gen benštigen. AGnES steht fŸr arzt-

entlastende, gemeindenahe, E-

Health-gestŸtzte, Systemische Inter-

vention. Es handelt sich dabei um

Gemeindeschwestern, die HausŠrzte

z.B. durch die † bernahme von

Hausbesuchen entlasten. Das hšrt

sich gut an und kšnnte auch gut funk-

tionieren. Doch das Problem ist ein-

mal mehr die Finanzierung. Ein

Zu wenig Geld fŸr AGnES
AGnES verspricht eine Verbesserung der Versorgung mit Gesundheitsdienstleistungen im lŠndlichen Raum. Doch
Unterfinanzierung kšnnte ihr den Garaus machen, bevor sie Ÿberhaupt richtig angefangen hat.

Modellprojekt, durchgefŸhrt von der

Uni Greifswald,  ergab, dass ein weit-

aus hšherer Betrag benštigt wird, als

der, der bislang fŸr AGnES veran-

schlagt ist. Mit der aktuellen Finanzie-

rung werden VergŸtungen so niedrig

ausfallen, dass sich kaum Interessen-

ten fŸr die Stellen finden dŸrften.

ZusŠtzliche Aufwendungen wie Fahrt-

kosten rechnen sich nicht. Auf eine

kleine Anfrage von Cornelia Behm und

anderen Abgeordneten, reagierte die

Bundesregierung, in

dem sie die Verant-

wortung von sich auf

die Akteure des Ge-

sundheitssektors wies.

In Brandenburg haben

sich mittlerweile eini-

ge € rzte aus dem

Projekt zurŸckgezo-

gen, um nicht die

Kosten selbst tragen

zu mŸssen. Die Bun-

des- und Landesregie-

rungen stehen nun

wirklich in der Verant-

wortung, das Projekt

AGnES fortzufŸhren.

Die Gemeinde -

schwester: gute

Seele des Dor fes.
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BEHMERKUNGEN

Auf Einladung von Friedrich Ostendorff MdB kamen

Ÿber hundert Betroffene und Interessierte ins Paul-Lšbe-

Haus des Bundestages, um Ÿber Massentierhaltung zu

diskutieren. Der Schwerpunkt der Veranstaltung lag auf

VortrŠgen zu rechtlichen, baulichen und gesundheitlichen

Aspekten. Cornelia Behm nutzte das FachgesprŠch, um

mit VertreterInnen von BŸrgerinitiativen ins GesprŠch zu

kommen und sie nach ihren BedŸrfnissen zu befragen.

Ein speziell darauf ausgerichtetes Treffen wird folgen. 

Die Bundeswehr zieht sich von ihrem Standort in der

Kyritz-Ruppiner Heide zurŸck. Cornelia Behm ist zufrie-

den: ãEndlich ist diese lang erwartete und einzig richtige

Entscheidung ausgesprochen. Es kommt nun darauf an,

ein vernŸnftiges Nutzungskonzept zu erstellen, das die

Heide als eine wertvolle Kulturlandschaft in ihrer

Gesamtheit erhŠlt. Sanfter Tourismus und Erneuerbare

Energien sollten eine zentrale Rolle spielen, denn die

strukturschwache Region hat nur wenige Alternativen.Ò

Die Verantwortung fŸr die MunitionsberŠumung sieht

Cornelia Behm beim Bund.

Freies Ufer!

AG lŠndliche Entwicklung
Die Entwicklung der lŠndlichen Region muss drin -

gend auf die politische Tagesordnung gesetzt werden.

Demografischer Wandel, das Schwinden der

Daseinsvorsorge und fehlende ArbeitsplŠtze bedŸrfen

konkreter politischer Ma§nahmen. Dazu wurde im MŠrz

die fachŸbergreifende Arbeitsgruppe zur lŠndlichen

Entwicklung gegrŸndet. Cornelia Behm erklŠrt: Wir

werden in der Arbeitsgruppe konkrete Konzepte fŸr die

lŠndliche Entwicklung erarbeiten, insbesondere im

Bereich Gesundheit, Breitbandversorgung,

Neustrukturierung der kommunalen Finanzbasis und

Etablierung regionaler WirtschaftskreislŠufe.

Die Konflikte am Griebnitzsee in Potsdam halten an.

Nun sollen die UfergrundstŸcke erneut vom Bund aus-

geschrieben werden. Cornelia Behm Šu§erte ihr Unver-

stŠndnis dazu in einer Pressemitteilung: ãIch fordere

den Bund auf, im weiteren Verkaufsverfahren eindeutig

die von der Stadt Potsdam vertretenden Gemeinwohl-

interessen bezŸglich der Sicherung des Uferweges zu

berŸcksichtigen und sicherzustellen, dass der Kaufpreis

fŸr die Stadt Potsdam nicht Ÿber den ermittelten

Verkehrswert hinaus in die Hšhe getrieben wird.Ò

Das Bombodrom ist Geschichte

Kleine Terminauswahl von
Cornelia Behm in Brandenburg.

Einen vollstŠndigen und aktuellen
†berblick finden Sie unter
www.cornelia-behm.de

Cornelia Behm ist erneut zum

Mitglied der Sozialkammer der

Evangelischen Kirche in Deutsch-

land berufen worden. Die konstituie-

rende Sitzung findet in Berlin statt.

9. Juli

Der Fšrderverein Mittlere Havel

lŠdt ab 11 Uhr zum Havelbadetag

ein. Cornelia Behm springt um

14 Uhr in die Havel. Der ãBig

JumpÒ findet zeitgleich an Rhein,

Elbe und Donau statt.

AnlŠsslich des 20. Jahrestages

der friedlichen Revolution im Osten

Deutschlands plant Cornelia Behm

eine Lesereihe mit Grit Poppe zu

ihrem Buch ãWeggesperrtÒ. 

Herbst 2010

Cornelia Behm lŠdt zu einer

Lesung mit Gisela RŸdiger, der ehe-

maligen Leiterin der BStU-Au§enstel-

le Potsdam ein. In ihrem Buch ãDie

111 Tage des Potsdamer BŸrger-

komitees ÔRat der Volkskontrolle

1989/90ÕÒ berichtet die Autorin

Ÿber die Arbeit in diesem Gremium

und die Ereignisse Ende 1989.

11. Juli

FachgesprŠch Massentierhaltung

10. September

ZukunftsfŠhiges Agrarmodell: Landwir tschaft Ð Landschaftspflege Ð TourismusZukunftsfŠhiges Agrarmodell: Landwir tschaft Ð Landschaftspflege Ð Tourismus

                                                         



R†CKBLICKFischerei

Freiwilligendienste É betreiben die Hoffnungstaler

Anstalten eine Biomolkerei. Corne-

lia Behm konnte sich vor Ort von

den Produkten und dem Konzept

Ÿberzeugen. Das Unternehmen

bietet auch Veranstaltungen fŸr

SchŸlergruppen und andere Inte -

ressierte an, in denen es unter an-

derem um Nachhaltigkeit geht. 

In BiesenthalÉ

É haben 300 Menschen gegen

die geplante Schweinemastanlage

demonstriert. Cornelia Behm hat

sich den Protesten angeschlossen

und erlŠutert, welche Handlungs-

ansŠtze die Bundespolit ik bietet

und welche konkreten Ma§nahmen

die GrŸnen bereits ergriffen haben.

In Ha§lebenÉ

É war Cornelia Behm entsetzt

Ÿber die Schwierigkeiten, die der

Wurmfarm Feustel von Seiten eini -

ger Behšrden bereitet werden. Der

kleine Familienbetrieb ist vorbild -

lich, was škologisches und nach-

haltiges Ar-

beiten an-

geht. Den-

noch muss

es sich stŠn-

dig mit

sch ei n bar

w i l l k Ÿr l i -

chen Auf-

lagen pla-

gen. Corne-

lia Behm si-

cherte den

Feustels UnterstŸtzung zu, damit

der Betr ieb weiter  WŸrmer fŸr

Zoos und die Forschung zŸchten

und in Schulen …kologie lehren

kann.

In MichendorfÉ

Umwelt

Sowohl die schwarz-gelbe Regie-

rungskoalition als auch die SPD ste-

hen den Energiekonzernen zur Sei-

te, wenn es gilt, die Technik zur

CO2-Abscheidung und Lagerung

(CCS) durchzudrŸcken. FŸr BŸndnis

90/Die GrŸnen kommt die Nutzung

der CCS-Technologie in Kohlekraft -

werken nicht in Betracht. Die

DurchfŸhrung entsprechender Pi-

lotvorhaben lehnen wir ebenso ab

wie die Bereitstellung šffentlicher

Gelder fŸr die CCS-Forschung. Das

Anlegen gro§flŠchiger Test-Lager-

stŠtten ist in bewohnten Gebieten

ebenso wenig zu verantworten wie

in sensiblen NaturrŠumen.

FŸr BŸndnis 90/Die GrŸnen liegt

die Zukunft der Energieversorgung

zu 100 Prozent bei den Erneuer-

baren! Auf dem Weg zu diesem Ziel

braucht Deutschland keine neuen

Kohlekraftwerke Ð weder mit noch

ohne CCS. Im Gegentei l : Die

Investi t ionen in alte, ineffiziente

Technologie und fŸr die Entwick -

lung der CCS Technologien fehlen,

wenn es darum geht, die erneuerba-

ren Energien weiterzuentwickeln.

Eine Energiewir tschaft, die neue

Kohlekraftwerke baut, hat zudem

keinerlei Interesse an Konkurrenz

durch erneuerbare Energien und

wird deren Ausbau verzšgern und

verhindern. Den notwendigen Lob-

byismus lassen sich die Energie-

riesen eine Menge kosten. Wie erfol -

greich das ist, kann man am Beispiel

Brandenburgs am besten beobach-

ten. Doch der Widerstand wŠchst

und br ingt die Poli t iker zum

Nachdenken. Nachdem das CCS-

Gesetz in der vergangenen Legisla-

turperiode gescheitert ist, sollte eine

Neuauflage in diesem FrŸhjahr

beraten werden. Das ist nun erst

einmal auf die Zeit  nach der

Sommerpause verschoben worden.

In Zukunft kann mšglicherweise

bei Produkti onsprozessen, bei de-

nen CO2ÐEmissionen unvermeid-

bar sind, z.B. bei der Stahlhers-

tellung, die Abtrennung des CO2

sinnvoll sein. Doch ob es sinnvoll ist,

es unterirdisch abzulagern, ist noch

lŠngst nicht geklŠrt. Deswegen for -

dern wir  fŸr ein Gesetzgebungs-

verfahren, dass CCS nur dann zur

Anwendung kommen kann, wenn

die Risiken vertretbar und al le

Fragen zur Langzeitsicherheit und

zur Haftung beantwortet sind.

CCS: FŸr
Versorgung 
ungeeignet 
BŸndnis 90/ Die GrŸnen wollen eine Energieversorgung, die sorgsam mit
den natŸrlichen Ressourcen umgeht, anstatt sie zu verschlei§en. Die Zukunft
liegt klar bei den Erneuerbaren.

Geschichte

Zwischen 1945 und 1949 wurden

mehr als  7.000 GŸter enteignet, die

grš§er als 100 Hektar waren.

Au§erdem wurden Ÿber 4.000 land-

wirtschaftliche Betriebe unter 100

Hektar sowie staatlicher Besitz ent-

eignet und in einen Bodenfonds

ŸberfŸhrt. Von diesen rund

3,3 Millionen Hektar wurden zwei

Drittel an etwa 540.000 an Neu-

bauern verteilt. 

Was heute viele nicht wissen: Bei

der Bodenreform wurde ohne

PrŸfung persšnlicher Schuld und

ohne Prozess allein aufgrund der

Tatsache, dass jemand Land (in der

Regel Ÿber 100 ha) besa§, vollstŠn-

dig und entschŠdigungslos enteig-

net. Die Enteigneten wurden inner -

halb weniger Stunden unter men-

schenverachtenden Bedingungen

von ihren Hšfen und

aus ihrem Heimat-

landkreis vertrieben.

Ein Teil der Enteig-

neten hat diese Ver-

treibung nicht Ÿber-

lebt Ð nicht zuletzt, weil sie verhaftet

und in Lagern interniert wurden, wo

sie durch Hunger und Krankheit zu

Tode kamen.

Nicht dass, sondern wie die

Bodenreform durchgefŸhrt wurde,

darŸber muss endlich offen geredet

werden. Denn nur wenn die

Wahrheit  Ÿber das geschehene

Unrecht ans Tageslicht geholt wird,

kšnnen sich die Betroffenen mit

ihrem Schicksal versšhnen. Unrecht

darf nicht totgeschwiegen werden.

Und es ist auch nicht damit zu recht-

fertigen, dass eine Neuvertei lung

des Bodens an landlose Bauern und

Umsiedler notwendig war, um die-

sen einen Broterwerb zu ermšgli -

chen. 

Die von der SED in Umlauf ge-

brachten Legenden um die Boden-

reform leben bis heute weiter. Das

ist schwer ertrŠglich, wenn man

wei§, was tatsŠchlich geschah.

LEGENDE1:

Es ging um eine Neuverteilung

des Gro§grundbesitzes. TatsŠch-

l ich entstand kein wirkl iches

Eigentum, sondern es wurden nur

Bewirtschaftungsrechte gewŠhrt.

Und spŠter bei der Zwangskollek-

tivierung nahm man den Neu-

bauern das Bodenreformland fak-

t isch wieder weg, um neue

Gro§betriebe zu schaffen. WŠre

es der SED nur darum gegangen,

den Boden gerechter zu verteilen,

hŠtte sie den Opfern die ãzulŠssi-

genÒ 100 ha belassen und auf die

mšrderische Vertreibung verzich-

ten mŸssen.

LEGENDE2:

Die Bodenreform betraf vor

allem Nazis und Kriegsverbre-

cher. TatsŠchlich

wurden auch Men-

schen enteignet, die

gegen die Nazis Wi-

derstand geleistet

hatten. UnabhŠngig

davon hŠtte die individuelle

Schuld in rechtsstaatlichen Pro-

zessen bewiesen werden mŸssen.

LEGENDE3:

Es ging um die Enteignung des

historisch schuldigen Adels. Tat-

sŠchlich waren nur etwa 20 bis 25

Prozent adlige Familien betrof-

fen.

Zwar ist es unmšglich, Ge-

schichte ungeschehen zu ma-

chen Ð auch bei der Bodenreform.

Und es wŠre falsch, das damals

enteignete Land heute zurŸckzu-

geben, denn es kann poli t isch

nicht gewollt sein, wieder neu zu

enteignen. Aber das Unrecht

beim Namen zu nennen und den

Opfern im Rahmen geltenden

Rechts Genugtuung zu verschaf-

fen, dafŸr ist es im Jahr 20 nach

der Wiedervereinigung hšchste

Zeit.

Aufarbeitung 
der Bodenreform
steht aus
Die Bodenreform kann und will heute niemand ernsthaft rŸckgŠngig
machen. Doch Ÿber die mit ihr verbundenen Menschenrechtsverletzungen
muss endlich offen gesprochen werden, damit die Wunden heilen kšnnen.

É wurden die verschiedenen

Mšglichkeiten zur Anbindung der

Region an den šffentlichen Nah-

verkehr eršr ter t. Vertreter  des

Infrastrukturminister ium, des

Berl iner Fahrgastverbandes, der

KAG ãDer TeltowÒ und der ver-

kehrspolitische Sprecher der bŸnd-

nisgrŸnen Bundestagsfrakt ion,

Toni Hofreiter, diskutierten Ÿber

das FŸr und Wider einzelner

Konzepte, aber auch zur Verkehr-

sorganisat ion im suburbanen

Raum im Allgemeinen. Einig

waren sich am Ende der Podiums-

diskussion alle, dass man sich auf

ein Projekt konzentrieren mŸsse.

In KleinmachnowÉ

Entgegen ihren AnkŸndigungen

unterlŠsst die Bundesregierung den

Ausbau der Jugendfreiwilligendien-

ste, die in Form eines Freiwilligen

Sozialen Jahres (FSJ) oder Frei-

willigen …kologisches Jahres (F…J),

unter anderem als Ersatz zum

Zivildienst, geleistet werden kšnnen. 

Jugendfreiwil l igendienste bieten

jungen Menschen neue Lernerfahrun-

gen, vermitteln ihnen wichtige soziale,

škologische und interkulturelle

FŠhigkeiten, bieten Orientierung

nicht zuletzt zur Studien- und

Berufswahl und stŠrken SelbststŠn-

digkeit und Selbstbewusstsein.

Derzeit gibt es mehr Bewerberinnen

und Bewerber als PlŠtze zur

VerfŸgung stehen und die Nachfrage

wŠchst von Jahr zu Jahr. Deshalb

mŸssen die Zahl der angebotenen

FreiwilligendienstplŠtze mehr als ver-

doppelt und die Dienste qualitativ

weiterentwickelt werden. 

Im Zuge der €nderung des Zivil-

dienstgesetzes drohen EinschrŠnkun-

gen bei der Fšrderung von Freiwilli-

gendiensten. TrŠgerverbŠnde sind

bezŸglich der Finanzierung besorgt,

da sie bei einer KŸrzung noch mehr

Bewerber ablehnen mŸssen. B† ND-

NIS 90/ DIE GR† NEN setzen sich

deshalb insbesondere dafŸr ein, dass

die Freiwil l igendienste nicht ge-

schwŠcht werden und plŠdieren fŸr

eine Reform der bisherigen Finanz-

struktur. Im Wehr- und Zivildienst

werden immense Ressourcen gebun-

den, die sinnvoller in freiwil l ige

Dienste und sichere BeschŠftigungs-

verhŠltnisse investiert wŠren. Wir for-

dern einen endgŸltigen Ausstieg aus

den Pflichtdiensten und einen schritt-

weisen † bergang vom Zivildienst zu

sozialversicherungspflichtigen Jobs

und Jugendfreiwilligendiensten. Die-

se Forderungen wurden in einem ent-

sprechendem Antrag in den

Bundestag eingebracht.

Ausbau und Finanzierung
von Freiwilligendiensten

Diese F…Jler  p f lanzen einen Baum  a ls Sy m bol fŸr  ihren Dienst.
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Das Interesse an Jugendfreiwilligendiensten ist gro§, die Fšrderung von Seiten der Regierung dŸrftig. Ein Ausbau
und eine Sicherung der Finanzierung von Freiwilligendiensten ist absolut notwendig.

Daher hat die EU ihre Mitglied-

staaten verpflichtet, Wiederaufbau-

plŠne fŸr den Aal vorzulegen. Die PlŠ-

ne fŸr Deutschland hat die EU jŸngst

genehmigt. Sie setzten stark auf den

Besatz der GewŠsser mit Aalen. Die

WiederaufbauplŠne kšnnen jedoch

nur erfolgreich sein, wenn weitere

Ma§nahmen ergriffen werden.

Aufgrund der Bedrohung des Aals

haben Fischereiwissenschaftler ein

absolutes Fangverbot

fŸr den Aal empfoh-

len. Auch Umweltver-

bŠnde argumentie-

ren, dass der Verzehr einer gefŠhrde-

ten Fischart gestoppt werden mŸsse.

Der Widerspruch der Binnenfischer

gegenŸber dieser Forderung ist vor-

programmiert. Ihr Argument: Ohne

Aalfang kein Besatz unserer GewŠsser

mit Aalen. Und ohne Besatz auch kein

Aal mehr in unseren GewŠssern.

UnabhŠngig davon, welcher Argu-

mentation man

folgt, ist klar, dass

auch ein Fangstopp

allein die Wieder-

auffŸllung des Bestandes nicht

sichern kann. Notwendig ist der Stopp

des Glasaalexportes

und -verzehrs durch

die EU und eine

Senkung der Sterb-

lichkeit beim Glasaalfang. An Land

brauchen wir hšhere Mindestfang-

grš§en. Die DurchgŠngigkeit der

GewŠsser muss durch RŸckbau von

Staustufen und durch Bau von

Wanderhilfen wieder hergestellt wer-

den. Die Sterblichkeit an Wasserkraft-

werken muss durch Fischschutzein-

richtungen deutlich sinken. Da null

Prozent Sterblich-

keit aber kaum zu

erreichen sind,

muss man an vielen

GewŠssern ganz auf die Nutzung der

Wasserkraft verzichten.

Was den Besatz angeht: Der sollte

nur dort erfolgen, wo die Aale eine

Chance haben, das Meer zu erreichen.

Abflusslose Seen gehšren nicht dazu.

Aber genauso wenig verbaute FlŸsse,

deren Staustufen und Wasserkraftan-

lagen keinen Aal mehr lebendig ins

Meer wandern lassen.

Den bedrohten Aal schŸtzen
Der Aal ist traditioneller Brotfisch der Binnenfischer und als Wanderfisch eine Leitart mit hohen AnsprŸchen an
intakte GewŠsser. Fischereiwissenschaftler fŸrchten jedoch den Zusammenbruch des Bestandes, weil die Zahl der
jungen Aale an Europas KŸsten dramatisch zurŸckgegangen ist.

SED-LegendenÐ
trotzdem keine
RŸckgabe mehr

Glasaalexport
stoppen

Nur in geeigneten
GewŠssern

FŸr Transport und
Lagerung von CO2 
mŸssen folgende

Bedingungen erfŸllt
sein:

1.) Moratorium fŸr den Bau neuer

Kohlekraftwerke ohne CCS

2.) …ffentliche Finanzierung von

CCS-Forschung nur mit stren-

gen Kriterien hinsichtlich

Gesundheits- und

Umweltschutz

3.) VollstŠndige †bernahme der

Kosten fŸr Nachsorge und

Risiko durch die

Energiewirtschaft

4.) Verbindliche …ffentlichkeits-

beteiligung und maximale

Transparenz beim Verfahren 

5.) Keine CO2-Einlagerung im

Meer

6.) Klare Regelung sowohl der

Endlagerung als auch des

Transport des CO2 /

Trennung von Netz und

Betrieb

7.) Keine BeeintrŠchtigung von

alternativen Nutzungen wie

Geothermie und

Solegewinnung

8.) Einlagerung nur bei einer

CO2-Reinheit von mindestens

98 Prozent

9.) Verpflichtende

ãGeruchskennzeichnungÒ zur

Risikominimierung bei

Handling und Transport.

                                  



RÜCKBLICKFischerei

Freiwilligendienste É betreiben die Hoffnungstaler

Anstalten eine Biomolkerei. Corne-

lia Behm konnte sich vor Ort von

den Produkten und dem Konzept

Ÿberzeugen. Das Unternehmen

bietet auch Veranstaltungen fŸr

SchŸlergruppen und andere Inte -

ressierte an, in denen es unter an-

derem um Nachhaltigkeit geht. 

In BiesenthalÉ

É haben 300 Menschen gegen

die geplante Schweinemastanlage

demonstriert. Cornelia Behm hat

sich den Protesten angeschlossen

und erlŠutert, welche Handlungs-

ansŠtze die Bundespolit ik bietet

und welche konkreten Ma§nahmen

die GrŸnen bereits ergriffen haben.

In Ha§lebenÉ

É war Cornelia Behm entsetzt

Ÿber die Schwierigkeiten, die der

Wurmfarm Feustel von Seiten eini -

ger Behšrden bereitet werden. Der

kleine Familienbetrieb ist vorbild -

lich, was škologisches und nach-

haltiges Ar-

beiten an-

geht. Den-

noch muss

es sich stŠn-

dig mit

sch ei n bar

w i l l k Ÿr l i -

chen Auf-

lagen pla-

gen. Corne-

lia Behm si-

cherte den

Feustels UnterstŸtzung zu, damit

der Betr ieb weiter  WŸrmer fŸr

Zoos und die Forschung zŸchten

und in Schulen …kologie lehren

kann.

In MichendorfÉ

Umwelt

Sowohl die schwarz-gelbe Regie-

rungskoalition als auch die SPD ste-

hen den Energiekonzernen zur Sei-

te, wenn es gilt, die Technik zur

CO2-Abscheidung und Lagerung

(CCS) durchzudrŸcken. FŸr BŸndnis

90/Die GrŸnen kommt die Nutzung

der CCS-Technologie in Kohlekraft -

werken nicht in Betracht. Die

DurchfŸhrung entsprechender Pi-

lotvorhaben lehnen wir ebenso ab

wie die Bereitstellung šffentlicher

Gelder fŸr die CCS-Forschung. Das

Anlegen gro§flŠchiger Test-Lager-

stŠtten ist in bewohnten Gebieten

ebenso wenig zu verantworten wie

in sensiblen NaturrŠumen.

FŸr BŸndnis 90/Die GrŸnen liegt

die Zukunft der Energieversorgung

zu 100 Prozent bei den Erneuer-

baren! Auf dem Weg zu diesem Ziel

braucht Deutschland keine neuen

Kohlekraftwerke Ð weder mit noch

ohne CCS. Im Gegentei l : Die

Investi t ionen in alte, ineffiziente

Technologie und fŸr die Entwick -

lung der CCS Technologien fehlen,

wenn es darum geht, die erneuerba-

ren Energien weiterzuentwickeln.

Eine Energiewir tschaft, die neue

Kohlekraftwerke baut, hat zudem

keinerlei Interesse an Konkurrenz

durch erneuerbare Energien und

wird deren Ausbau verzšgern und

verhindern. Den notwendigen Lob-

byismus lassen sich die Energie-

riesen eine Menge kosten. Wie erfol -

greich das ist, kann man am Beispiel

Brandenburgs am besten beobach-

ten. Doch der Widerstand wŠchst

und br ingt die Poli t iker zum

Nachdenken. Nachdem das CCS-

Gesetz in der vergangenen Legisla-

turperiode gescheitert ist, sollte eine

Neuauflage in diesem FrŸhjahr

beraten werden. Das ist nun erst

einmal auf die Zeit  nach der

Sommerpause verschoben worden.

In Zukunft kann mšglicherweise

bei Produkti onsprozessen, bei de-

nen CO2ÐEmissionen unvermeid-

bar sind, z.B. bei der Stahlhers-

tellung, die Abtrennung des CO2

sinnvoll sein. Doch ob es sinnvoll ist,

es unterirdisch abzulagern, ist noch

lŠngst nicht geklŠrt. Deswegen for -

dern wir  fŸr ein Gesetzgebungs-

verfahren, dass CCS nur dann zur

Anwendung kommen kann, wenn

die Risiken vertretbar und al le

Fragen zur Langzeitsicherheit und

zur Haftung beantwortet sind.

CCS: FŸr
Versorgung 
ungeeignet 
BŸndnis 90/ Die GrŸnen wollen eine Energieversorgung, die sorgsam mit
den natŸrlichen Ressourcen umgeht, anstatt sie zu verschlei§en. Die Zukunft
liegt klar bei den Erneuerbaren.

Geschichte

Zwischen 1945 und 1949 wurden

mehr als  7.000 GŸter enteignet, die

grš§er als 100 Hektar waren.

Au§erdem wurden Ÿber 4.000 land-

wirtschaftliche Betriebe unter 100

Hektar sowie staatlicher Besitz ent-

eignet und in einen Bodenfonds

ŸberfŸhrt. Von diesen rund

3,3 Millionen Hektar wurden zwei

Drittel an etwa 540.000 an Neu-

bauern verteilt. 

Was heute viele nicht wissen: Bei

der Bodenreform wurde ohne

PrŸfung persšnlicher Schuld und

ohne Prozess allein aufgrund der

Tatsache, dass jemand Land (in der

Regel Ÿber 100 ha) besa§, vollstŠn-

dig und entschŠdigungslos enteig-

net. Die Enteigneten wurden inner -

halb weniger Stunden unter men-

schenverachtenden Bedingungen

von ihren Hšfen und

aus ihrem Heimat-

landkreis vertrieben.

Ein Teil der Enteig-

neten hat diese Ver-

treibung nicht Ÿber-

lebt Ð nicht zuletzt, weil sie verhaftet

und in Lagern interniert wurden, wo

sie durch Hunger und Krankheit zu

Tode kamen.

Nicht dass, sondern wie die

Bodenreform durchgefŸhrt wurde,

darŸber muss endlich offen geredet

werden. Denn nur wenn die

Wahrheit  Ÿber das geschehene

Unrecht ans Tageslicht geholt wird,

kšnnen sich die Betroffenen mit

ihrem Schicksal versšhnen. Unrecht

darf nicht totgeschwiegen werden.

Und es ist auch nicht damit zu recht-

fertigen, dass eine Neuvertei lung

des Bodens an landlose Bauern und

Umsiedler notwendig war, um die-

sen einen Broterwerb zu ermšgli -

chen. 

Die von der SED in Umlauf ge-

brachten Legenden um die Boden-

reform leben bis heute weiter. Das

ist schwer ertrŠglich, wenn man

wei§, was tatsŠchlich geschah.

LEGENDE1:

Es ging um eine Neuverteilung

des Gro§grundbesitzes. TatsŠch-

l ich entstand kein wirkl iches

Eigentum, sondern es wurden nur

Bewirtschaftungsrechte gewŠhrt.

Und spŠter bei der Zwangskollek-

tivierung nahm man den Neu-

bauern das Bodenreformland fak-

t isch wieder weg, um neue

Gro§betriebe zu schaffen. WŠre

es der SED nur darum gegangen,

den Boden gerechter zu verteilen,

hŠtte sie den Opfern die ãzulŠssi-

genÒ 100 ha belassen und auf die

mšrderische Vertreibung verzich-

ten mŸssen.

LEGENDE2:

Die Bodenreform betraf vor

allem Nazis und Kriegsverbre-

cher. TatsŠchlich

wurden auch Men-

schen enteignet, die

gegen die Nazis Wi-

derstand geleistet

hatten. UnabhŠngig

davon hŠtte die individuelle

Schuld in rechtsstaatlichen Pro-

zessen bewiesen werden mŸssen.

LEGENDE3:

Es ging um die Enteignung des

historisch schuldigen Adels. Tat-

sŠchlich waren nur etwa 20 bis 25

Prozent adlige Familien betrof-

fen.

Zwar ist es unmšglich, Ge-

schichte ungeschehen zu ma-

chen Ð auch bei der Bodenreform.

Und es wŠre falsch, das damals

enteignete Land heute zurŸckzu-

geben, denn es kann poli t isch

nicht gewollt sein, wieder neu zu

enteignen. Aber das Unrecht

beim Namen zu nennen und den

Opfern im Rahmen geltenden

Rechts Genugtuung zu verschaf-

fen, dafŸr ist es im Jahr 20 nach

der Wiedervereinigung hšchste

Zeit.

Aufarbeitung 
der Bodenreform
steht aus
Die Bodenreform kann und will heute niemand ernsthaft rŸckgŠngig
machen. Doch Ÿber die mit ihr verbundenen Menschenrechtsverletzungen
muss endlich offen gesprochen werden, damit die Wunden heilen kšnnen.

É wurden die verschiedenen

Mšglichkeiten zur Anbindung der

Region an den šffentlichen Nah-

verkehr eršr ter t. Vertreter  des

Infrastrukturminister ium, des

Berl iner Fahrgastverbandes, der

KAG ãDer TeltowÒ und der ver-

kehrspolitische Sprecher der bŸnd-

nisgrŸnen Bundestagsfrakt ion,

Toni Hofreiter, diskutierten Ÿber

das FŸr und Wider einzelner

Konzepte, aber auch zur Verkehr-

sorganisat ion im suburbanen

Raum im Allgemeinen. Einig

waren sich am Ende der Podiums-

diskussion alle, dass man sich auf

ein Projekt konzentrieren mŸsse.

In KleinmachnowÉ

Entgegen ihren AnkŸndigungen

unterlŠsst die Bundesregierung den

Ausbau der Jugendfreiwilligendien-

ste, die in Form eines Freiwilligen

Sozialen Jahres (FSJ) oder Frei-

willigen …kologisches Jahres (F…J),

unter anderem als Ersatz zum

Zivildienst, geleistet werden kšnnen. 

Jugendfreiwil l igendienste bieten

jungen Menschen neue Lernerfahrun-

gen, vermitteln ihnen wichtige soziale,

škologische und interkulturelle

FŠhigkeiten, bieten Orientierung

nicht zuletzt zur Studien- und

Berufswahl und stŠrken SelbststŠn-

digkeit und Selbstbewusstsein.

Derzeit gibt es mehr Bewerberinnen

und Bewerber als PlŠtze zur

VerfŸgung stehen und die Nachfrage

wŠchst von Jahr zu Jahr. Deshalb

mŸssen die Zahl der angebotenen

FreiwilligendienstplŠtze mehr als ver-

doppelt und die Dienste qualitativ

weiterentwickelt werden. 

Im Zuge der €nderung des Zivil-

dienstgesetzes drohen EinschrŠnkun-

gen bei der Fšrderung von Freiwilli-

gendiensten. TrŠgerverbŠnde sind

bezŸglich der Finanzierung besorgt,

da sie bei einer KŸrzung noch mehr

Bewerber ablehnen mŸssen. B† ND-

NIS 90/ DIE GR† NEN setzen sich

deshalb insbesondere dafŸr ein, dass

die Freiwil l igendienste nicht ge-

schwŠcht werden und plŠdieren fŸr

eine Reform der bisherigen Finanz-

struktur. Im Wehr- und Zivildienst

werden immense Ressourcen gebun-

den, die sinnvoller in freiwil l ige

Dienste und sichere BeschŠftigungs-

verhŠltnisse investiert wŠren. Wir for-

dern einen endgŸltigen Ausstieg aus

den Pflichtdiensten und einen schritt-

weisen † bergang vom Zivildienst zu

sozialversicherungspflichtigen Jobs

und Jugendfreiwilligendiensten. Die-

se Forderungen wurden in einem ent-

sprechendem Antrag in den

Bundestag eingebracht.

Ausbau und Finanzierung
von Freiwilligendiensten

Diese F…Jler  p f lanzen einen Baum  a ls Sy m bol fŸr  ihren Dienst.
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Das Interesse an Jugendfreiwilligendiensten ist gro§, die Fšrderung von Seiten der Regierung dŸrftig. Ein Ausbau
und eine Sicherung der Finanzierung von Freiwilligendiensten ist absolut notwendig.

Daher hat die EU ihre Mitglied-

staaten verpflichtet, Wiederaufbau-

plŠne fŸr den Aal vorzulegen. Die PlŠ-

ne fŸr Deutschland hat die EU jŸngst

genehmigt. Sie setzten stark auf den

Besatz der GewŠsser mit Aalen. Die

WiederaufbauplŠne kšnnen jedoch

nur erfolgreich sein, wenn weitere

Ma§nahmen ergriffen werden.

Aufgrund der Bedrohung des Aals

haben Fischereiwissenschaftler ein

absolutes Fangverbot

fŸr den Aal empfoh-

len. Auch Umweltver-

bŠnde argumentie-

ren, dass der Verzehr einer gefŠhrde-

ten Fischart gestoppt werden mŸsse.

Der Widerspruch der Binnenfischer

gegenŸber dieser Forderung ist vor-

programmiert. Ihr Argument: Ohne

Aalfang kein Besatz unserer GewŠsser

mit Aalen. Und ohne Besatz auch kein

Aal mehr in unseren GewŠssern.

UnabhŠngig davon, welcher Argu-

mentation man

folgt, ist klar, dass

auch ein Fangstopp

allein die Wieder-

auffŸllung des Bestandes nicht

sichern kann. Notwendig ist der Stopp

des Glasaalexportes

und -verzehrs durch

die EU und eine

Senkung der Sterb-

lichkeit beim Glasaalfang. An Land

brauchen wir hšhere Mindestfang-

grš§en. Die DurchgŠngigkeit der

GewŠsser muss durch RŸckbau von

Staustufen und durch Bau von

Wanderhilfen wieder hergestellt wer-

den. Die Sterblichkeit an Wasserkraft-

werken muss durch Fischschutzein-

richtungen deutlich sinken. Da null

Prozent Sterblich-

keit aber kaum zu

erreichen sind,

muss man an vielen

GewŠssern ganz auf die Nutzung der

Wasserkraft verzichten.

Was den Besatz angeht: Der sollte

nur dort erfolgen, wo die Aale eine

Chance haben, das Meer zu erreichen.

Abflusslose Seen gehšren nicht dazu.

Aber genauso wenig verbaute FlŸsse,

deren Staustufen und Wasserkraftan-

lagen keinen Aal mehr lebendig ins

Meer wandern lassen.

Den bedrohten Aal schŸtzen
Der Aal ist traditioneller Brotfisch der Binnenfischer und als Wanderfisch eine Leitart mit hohen AnsprŸchen an
intakte GewŠsser. Fischereiwissenschaftler fŸrchten jedoch den Zusammenbruch des Bestandes, weil die Zahl der
jungen Aale an Europas KŸsten dramatisch zurŸckgegangen ist.

SED-LegendenÐ
trotzdem keine
RŸckgabe mehr

Glasaalexport
stoppen

Nur in geeigneten
GewŠssern

FŸr Transport und
Lagerung von CO2 
mŸssen folgende

Bedingungen erfŸllt
sein:

1.) Moratorium fŸr den Bau neuer

Kohlekraftwerke ohne CCS

2.) …ffentliche Finanzierung von

CCS-Forschung nur mit stren-

gen Kriterien hinsichtlich

Gesundheits- und

Umweltschutz

3.) VollstŠndige †bernahme der

Kosten fŸr Nachsorge und

Risiko durch die

Energiewirtschaft

4.) Verbindliche …ffentlichkeits-

beteiligung und maximale

Transparenz beim Verfahren 

5.) Keine CO2-Einlagerung im

Meer

6.) Klare Regelung sowohl der

Endlagerung als auch des

Transport des CO2 /

Trennung von Netz und

Betrieb

7.) Keine BeeintrŠchtigung von

alternativen Nutzungen wie

Geothermie und

Solegewinnung

8.) Einlagerung nur bei einer

CO2-Reinheit von mindestens

98 Prozent

9.) Verpflichtende

ãGeruchskennzeichnungÒ zur

Risikominimierung bei

Handling und Transport.

                                  



sen Industrialisierung unserer Land-

wir tschaft muss beendet werden.

Fšrdergelder sollen nur noch die

Betr iebe bekommen, die gesell-

schaftliche Leistungen erbringen, die

sich nicht auf die Erzeugerpreise

umlegen lassen. Die Einhaltung

einer mindestens dreigl iedr igen

Fruchtfolge, die Ausweisung školo-

gischer VorrangflŠchen wie Feldrai-

ne, Feldgehšlze und Uferrandstrei -

fen auf 10 Prozent der Betr iebs-

flŠche, eine flŠchengebundene Tier-

haltung sowie der Verzicht auf den

Einsatz gentechnisch verŠnderter

Organismen sind beispielsweise

r icht ige AnsŠtze, um EU-Agrar-

zahlungen an Landwirte zu begrŸn-

den. 

Gleichzeitig gilt aber auch: Wenn

wir als Gesellschaft diese šffentli-

chen GŸter wŸnschen, mŸssen wir

auch die Kosten fŸr ihre Erbringung

tragen. DafŸr brauchen wir auch in

Zukunft  eine finanziel l  starke

Agrarpol i t ik auf europŠischer

Ebene.

Gerechtigkeitskrise Ð mit dem ško-

logischen und sozialen Umbau unse-

res Wirtschaftssystems zu begegnen.

Mit der Reform der Gemeinsamen

Agrarpolitik 2013 wollen wir BŠuer-

innen und Bauern zu Teilhabern die-

ses Green New Deal machen.

Die Landwir tschaft kann und

muss bei den zentralen Herausfor-

derungen vom Verursacher von Pro-

blemen zum Teil der Lšsung werden.

Die Politik muss dafŸr Sorge tragen,

dass kl ima- und beschŠft igungs-

freundliche Produktionsweisen ge-

fšrdert, nachwachsende Rohstoffe

nicht in Konkurrenz zu Lebensmit-

teln erzeugt werden und die Land-

wirtschaft wieder zum TrŠger biolo-

gischer Vielfalt wird, anstatt sie zu

bedrohen. 

Vor diesem Hintergrund lehnen

wir die Position der schwarz-gelben

Bundesregierung, die die aktuelle

europŠische Agrarpoli t ik mit al l

ihren Fehlentwicklungen unbedingt

erhalten will, kategorisch ab. Die

Subventionierung der rŸcksichtslo-

Tierfabriken zur HŸhnchen- und

Schweinemast schie§en wie Pilze aus

dem Boden. Ein Drittel unserer hei-

mischen Tier- und Pflanzenarten ist

vom Aussterben bedroht. Immer

mehr bŠuerliche Betriebe stehen vor

dem Aus. Es lŠuft etwas verkehrt in

der Landwirtschaft. 

Wenn Ÿber die Ausgestaltung der

EuropŠischen Agrarpoli t ik nach

2013 entschieden wird, ist deshalb

die zentrale Frage: Wollen wir lŠnd-

liche RŠume, in denen eine indu -

strialisierte Landwirtschaft Rohstof-

fe zu Billigstpreisen fŸr den Welt-

markt auf Kosten von Klima, Um-

welt und sozialer Gerechtigkeit er-

zeugt? Oder wollen wir eine nachhal-

tige Landwirtschaft, die im Einklang

mit Mensch und Natur zur Lšsung

der Probleme unserer Zeit beitrŠgt? 

Mit dem Green New Deal haben

wir GrŸnen ein umfassendes Ma§-

nahmenpaket vorgelegt, um den

gro§en Krisen unserer Zeit Ð der

Wirtschaftskr ise, der Klima- und

Ressourcenkrise und der weltweiten

LandwirtschaftKOLUMNE

NachrichtenCornelia Behm

wenn ich morgens das Radio

anschalte, tue ich das seit einigen

Wochen mit einer gewissen

Anspannung. Welche Hiobs-

botschaften werden den Tag einlei-

ten und seinen Verlauf prŠgen? Es

war ein bisschen viel in letzter

Zeit. Verharrte die schwarz-gelbe

Koalition vor der NRW-Wahl im

BemŸhen, nur keinen Fehler zu

machen, und legte damit den

Politikbetrieb nahezu lahm, so

begann nach dieser Wahl ein

Erosionsprozess ohne gleichen.

Der massive Stimmenverlust von

Ÿber zehn Prozentpunkten fŸr die

CDU war ein Schock fŸr diese

Partei, leider kein heilsamer. 

Auf Bundesebene bekam die 

Politik der Verantwortungslosig -

keit und sozialen KŠlte, getrieben

durch die Euro-Krise und die

unabweisbaren SparzwŠnge, eine

Eigendynamik, die an einen

Strudel erinnert. Ab und zu reckt

sich einer aus diesem Strudel

empor und ruft ãRumpelstilzchenÒ

oder ãGurkentruppeÒ in die

Gegend. Weg und Ziel dieser

Regierungspolitik sind im Wirbel

der Ereignisse nicht mehr zu

erkennen. Nur oben und unten

kšnnen Union und FDP noch gut

auseinanderhalten: Denen oben

gibt man, bei denen unten sam-

melt man ein. Und in diesem

Tohuwabohu flŸchtet auch noch

der BundesprŠsident aus âseinemÔ

Amt. Nun also auch noch eine

BundesprŠsidentenwahl.  Der rot-

grŸne Kandidat Gauck hŠtte einer

fŸr alle werden kšnnen, doch Frau

Merkel hatte lieber einen treuen

Gefolgsmann. Vielleicht schalten

Sie, liebe Leserin und lieber Leser,

morgens statt der Nachrichten

lŠngst einen Musiksender ein.

Manchmal ist mir auch danach.

Aber es ist keine Lšsung. 

Ihre

Liebe Leserin,
Lieber Leser

Nachrichten
EuropŠische Agrarwende einleiten
2013 werden die Weichen in der EU-Agrarpolitik neu gestellt. BŸndnis 90/Die GrŸnen fordern eine Trendwende.
Die nachhaltige und bŠuerliche Landbewirtschaftung muss wieder in den Mittelpunkt gerŸckt werden. 
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Gesundheit

Gerade in dŸnn besiedelten lŠndli-

chen Regionen, wie in gro§en Teilen

Brandenburgs, kennt man den €rzte-

mangel bereits seit langer Zeit. Viele

Menschen sind darauf angewiesen

und eingestellt weite Distanzen zu fah-

ren, um einen Facharzt zu konsultie-

ren. Doch fŸr alte Menschen und chro-

nisch Kranke stellt dies hŠufig ein

gro§es Problem dar. H ier kšnnte

AGnES Abhilfe verschaffen. Sie kšnn-

te sich besonders um Schmerzpatien-

ten und jene Menschen kŸmmern, die

regelmŠ§ige, kleinere Untersuchun-

gen benštigen. AGnES steht fŸr arzt-

entlastende, gemeindenahe, E-

Health-gestŸtzte, Systemische Inter-

vention. Es handelt sich dabei um

Gemeindeschwestern, die HausŠrzte

z.B. durch die † bernahme von

Hausbesuchen entlasten. Das hšrt

sich gut an und kšnnte auch gut funk-

tionieren. Doch das Problem ist ein-

mal mehr die Finanzierung. Ein

Zu wenig Geld fŸr AGnES
AGnES verspricht eine Verbesserung der Versorgung mit Gesundheitsdienstleistungen im lŠndlichen Raum. Doch
Unterfinanzierung kšnnte ihr den Garaus machen, bevor sie Ÿberhaupt richtig angefangen hat.

Modellprojekt, durchgefŸhrt von der

Uni Greifswald,  ergab, dass ein weit-

aus hšherer Betrag benštigt wird, als

der, der bislang fŸr AGnES veran-

schlagt ist. Mit der aktuellen Finanzie-

rung werden VergŸtungen so niedrig

ausfallen, dass sich kaum Interessen-

ten fŸr die Stellen finden dŸrften.

ZusŠtzliche Aufwendungen wie Fahrt-

kosten rechnen sich nicht. Auf eine

kleine Anfrage von Cornelia Behm und

anderen Abgeordneten, reagierte die

Bundesregierung, in

dem sie die Verant-

wortung von sich auf

die Akteure des Ge-

sundheitssektors wies.

In Brandenburg haben

sich mittlerweile eini-

ge € rzte aus dem

Projekt zurŸckgezo-

gen, um nicht die

Kosten selbst tragen

zu mŸssen. Die Bun-

des- und Landesregie-

rungen stehen nun

wirklich in der Verant-

wortung, das Projekt

AGnES fortzufŸhren.

Die Gemeinde -

schwester: gute

Seele des Dor fes.
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BEHMERKUNGEN

Auf Einladung von Friedrich Ostendorff MdB kamen

Ÿber hundert Betroffene und Interessierte ins Paul-Lšbe-

Haus des Bundestages, um Ÿber Massentierhaltung zu

diskutieren. Der Schwerpunkt der Veranstaltung lag auf

VortrŠgen zu rechtlichen, baulichen und gesundheitlichen

Aspekten. Cornelia Behm nutzte das FachgesprŠch, um

mit VertreterInnen von BŸrgerinitiativen ins GesprŠch zu

kommen und sie nach ihren BedŸrfnissen zu befragen.

Ein speziell darauf ausgerichtetes Treffen wird folgen. 

Die Bundeswehr zieht sich von ihrem Standort in der

Kyritz-Ruppiner Heide zurŸck. Cornelia Behm ist zufrie-

den: ãEndlich ist diese lang erwartete und einzig richtige

Entscheidung ausgesprochen. Es kommt nun darauf an,

ein vernŸnftiges Nutzungskonzept zu erstellen, das die

Heide als eine wertvolle Kulturlandschaft in ihrer

Gesamtheit erhŠlt. Sanfter Tourismus und Erneuerbare

Energien sollten eine zentrale Rolle spielen, denn die

strukturschwache Region hat nur wenige Alternativen.Ò

Die Verantwortung fŸr die MunitionsberŠumung sieht

Cornelia Behm beim Bund.

Freies Ufer!

AG lŠndliche Entwicklung
Die Entwicklung der lŠndlichen Region muss drin -

gend auf die politische Tagesordnung gesetzt werden.

Demografischer Wandel, das Schwinden der

Daseinsvorsorge und fehlende ArbeitsplŠtze bedŸrfen

konkreter politischer Ma§nahmen. Dazu wurde im MŠrz

die fachŸbergreifende Arbeitsgruppe zur lŠndlichen

Entwicklung gegrŸndet. Cornelia Behm erklŠrt: Wir

werden in der Arbeitsgruppe konkrete Konzepte fŸr die

lŠndliche Entwicklung erarbeiten, insbesondere im

Bereich Gesundheit, Breitbandversorgung,

Neustrukturierung der kommunalen Finanzbasis und

Etablierung regionaler WirtschaftskreislŠufe.

Die Konflikte am Griebnitzsee in Potsdam halten an.

Nun sollen die UfergrundstŸcke erneut vom Bund aus-

geschrieben werden. Cornelia Behm Šu§erte ihr Unver-

stŠndnis dazu in einer Pressemitteilung: ãIch fordere

den Bund auf, im weiteren Verkaufsverfahren eindeutig

die von der Stadt Potsdam vertretenden Gemeinwohl-

interessen bezŸglich der Sicherung des Uferweges zu

berŸcksichtigen und sicherzustellen, dass der Kaufpreis

fŸr die Stadt Potsdam nicht Ÿber den ermittelten

Verkehrswert hinaus in die Hšhe getrieben wird.Ò

Das Bombodrom ist Geschichte

Kleine Terminauswahl von
Cornelia Behm in Brandenburg.

Einen vollstŠndigen und aktuellen
†berblick finden Sie unter
www.cornelia-behm.de

Cornelia Behm ist erneut zum

Mitglied der Sozialkammer der

Evangelischen Kirche in Deutsch-

land berufen worden. Die konstituie-

rende Sitzung findet in Berlin statt.

9. Juli

Der Fšrderverein Mittlere Havel

lŠdt ab 11 Uhr zum Havelbadetag

ein. Cornelia Behm springt um

14 Uhr in die Havel. Der ãBig

JumpÒ findet zeitgleich an Rhein,

Elbe und Donau statt.

AnlŠsslich des 20. Jahrestages

der friedlichen Revolution im Osten

Deutschlands plant Cornelia Behm

eine Lesereihe mit Grit Poppe zu

ihrem Buch ãWeggesperrtÒ. 

Herbst 2010

Cornelia Behm lŠdt zu einer

Lesung mit Gisela RŸdiger, der ehe-

maligen Leiterin der BStU-Au§enstel-

le Potsdam ein. In ihrem Buch ãDie

111 Tage des Potsdamer BŸrger-

komitees ÔRat der Volkskontrolle

1989/90ÕÒ berichtet die Autorin

Ÿber die Arbeit in diesem Gremium

und die Ereignisse Ende 1989.

11. Juli

FachgesprŠch Massentierhaltung

10. September

ZukunftsfŠhiges Agrarmodell: Landwir tschaft Ð Landschaftspflege Ð TourismusZukunftsfŠhiges Agrarmodell: Landwir tschaft Ð Landschaftspflege Ð Tourismus

                                                         


